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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienststellen 

Die Bundesregierung hat alljährlich dem Deutschen Bundestag 
über die Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienst-
stellen zu berichten. 

Hiermit wird der Bericht 1996 für das Jahr 1995 (Stichmonat Okto-
ber) vorgelegt. 

Die Ergebnisse zeigen, daß die von der Bundesregierung getroffe-
nen Maßnahmen zur Förderung der Einstellung und Beschäfti-
gung Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst des Bundes, die 
in den Kabinettbeschlüssen vom 4. Dezember 1991, 2. Dezember 
1992 und 29. September 1993 beschlossen worden sind, zur Ver-
besserung der Beschäftigungssituation Schwerbehinderter im 
öffentlichen Dienst des Bundes beigetragen haben. 

Der positive Trend zur Verbesserung der Beschäftigung Schwer-
behinderter, der schon im Bericht für das Jahr 1994 erkennbar 
war, hat sich fortgesetzt. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom 19. Juni 1996 gemäß 
Beschlüssen des Deutschen Bundestages vom 8. April 1959 und 16. Oktober 1964-Drucksachen 111/674,111/886. 
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A. Wesentliche Ergebnisse 

1.1 Der Bund  

Die Beschäftigungssituation Schwerbehinderter* )  im Bund (i.S. von § 5 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. 
§ 11 Abs. 7 SchwbG, d.h. bei allen obersten Bundesbehörden mit ihren nachgeordneten 
Dienststellen, dem Bundespräsidialamt, den Verwaltungen des Deutschen Bundestages 
und Bundesrates, dem Bundesverfassungsgericht, den obersten Gerichtshöfen des Bun-
des, dem Bundesgerichtshof zusammengefaßt mit dem Generalbundesanwalt, sowie dem 
Bundeseisenbahnvermögen) stellt sich im Jahr 1995 wie folgt dar (Anlage la):  

Arbeitgeber Bund 

gemäß § 11 Abs. 7 SchwbG 1993 1994 1995 

Zu zählende Arbeitsplätze **) 1.297.202 887.312 338.458 

Zahl der Pflichtplätze 77.832 	. 53.239 20.307 

Mit Schwerbehinderten 74.087 57.017 23.465 

besetzte Arbeitsplätze 

Beschäftigungsquote 5,7 % 6,4 % 6,9 % 

Die Beschäftigungsquote Schwerbehinderter im Bund (i.S. von § 11 Abs. 7 SchwbG) be-
trägt nunmehr 6,9 %. Das Ergebnis stellt gegenüber dem Vorjahr eine weitere Verbesse-
rung der Beschäftigungsquote im Bund um 0,5 %-Punkte dar. 

Die Zahl der zu zählenden Arbeitsplätze hat sich gegenüber dem Vorjahr als Folge der Pri-
vatisierung der Deutschen Bundespost um 548.854 (- 61,9 %) verringert; die Zahl der mit 
Schwerbehinderten zu besetzenden Arbeitsplätze hat sich um 32.932 (- 61,9 %) verringert, 
die Zahl der besetzten Arbeitsplätze um 33.552 (- 58,8 %). 

*) Schwerbehinderte einschließlich gleichgestel lte Behinderte und sonstige anrechnungsfähige Personen, im folgenden nur 

Schwerbehinderte genannt 

**)Die Einzeldaten für den Bundesnachrichtendienst (2 2), das Bundesamt für Verfassungsschutz (4 1.12) und für die Dienststelle 

Marienthal (4 1.17) können wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit der Daten dieser Dienststellen nicht veröffentlicht werden. 
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Der Rückgang der mit Schwerbehinderten besetzten Arbeitsplätze ist geringer als der 
Rückgang der mit Schwerbehinderten zu besetzenden Arbeitsplätze. 

Die Zahl der beschäftigten Schwerbehinderten ist um 3.158 höher als die gesetzlich vorge-
schriebene Mindestzahl zu beschäftigender Schwerbehinderter. 

1.2 Die Bundesministerien mit nachgeordnetem Bereich  

Die Beschäftigungssituation Schwerbehinderter bei den Bundesministerien einschließlich 
der nachgeordneten Dienststellen (i.S.v. § 5 Abs. 3 Nr. 1 SchwbG), aber ohne die Verwal-
tungen des Deutschen Bundestages und Bundesrates, das Bundesverfassungsgericht, die 

obersten Gerichtshöfe des Bundes, den Bundesgerichtshof zusammengefaßt mit dem Ge-
neralbundesanwalt sowie das Bundeseisenbahnvermögen, hat sich 1995 (Stichmonat Ok-
tober) wie folgt entwickelt (Anlage 1b): 

Bundesministerien einschl. 

nachgeordnetem Bereich 1993 1994 1995 

Zu zählende Arbeitsplätze 342.431 331.679 322.786 

Zahl der Pflichtplätze 20.546 19.901 19.367 

Mit Schwerbehinderten 23.788 22.919 22.524 

besetzte Arbeitsplätze 

Beschäftigungsquote 6,9 % 6,9 % 7,0 % 

Die Beschäftigungsquote hat sich wieder erhöht (+ 0,1%-Punkt). Die Zahl der zu berück-
sichtigenden Arbeitsplätze hat sich gegenüber dem Vorjahr um 8.893 (-2,3 %), die Zahl der 

mit Schwerbehinderten zu besetzenden Arbeitsplätze um 534 (- 2,7 %), die Zahl der mit 

Schwerbehinderten besetzten Plätze um 395 (-1,7 %) verringert. 

Alle Bundesministerien (einschließlich ihrer nachgeordneten Dienststellen) haben die ge-
setzliche Beschäftigungspflicht erfüllt mit Ausnahme folgender vier Resso rts, die dafür be-
sondere Gründe haben: 
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Bundesministerien (einschl. 

nachgeord. Dienststellen) mit 1994 1995 Veränderungen 

einer Beschäftigungsquote von in 

unter 6 % %-Punkten 

Auswärtiges Amt 4,2 % 3,7 % - 	0,5 

Bundesministerium des Innern 4,3 % 4,4 % + 	0,1 

Bundesministerium der Finanzen 5,4 % 5,7 % + 	0,3 

Bundesministerium für Post 5,6 % 5,8 % + 	0,2 

und Telekommunikation 

Das Auswärtige Amt weist wiederum darauf hin, daß Schwerbehinderte wegen der erschwerten Lebensbedin-

gungen im Ausland und der dafür erforderlichen besonderen Tauglichkeitsanforderungen (widerstandsfähige 

Gesundheit, Tropentauglichkeit) nur beschränkt einsetzbar sind. 

Das Bundesministerium des Innern weist wie in den Vorjahren auf die unter Punkt 4 1.19.1 bis 1.19.5 genannten 

Arbeitsplätze hin, auf denen Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz beschäftigt seien. Da Voraussetzung 

für die Beschäftigung auf diesen Stellen Polizeidiensttauglichkeit ist, können Schwerbehinderte grundsätzlich 

nicht beschäftigt werden.  

Ohne Einbeziehung der Stellen, auf denen Polizeivollzugsbeamte beschäftigt sind, beträgt die Beschäftigungs-

quote 8,2 %. 

Das Bundesministerium del Finanzen weist darauf hin ,  daß die unter Punkt 6 1.8.1 bis 8.22 genannten Arbeits-

plätze zu einem erheblichen Teil mit Vollzugsbeamten im Grenzzolldienst, Zollfahndungsdienst und Forstbe-

triebsdienst besetzt seien. Wegen der besonderen Tauglichkeitsanforderungen können Schwerbehinderte auf 

solchen Arbeitsplätzen grundsätzlich nicht beschäftigt werden. 
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1.3 Die Bundesministerien ohne nachgeordneten Bereich  

Die Beschäftigungssituation Schwerbehinderter bei den Bundesministerien ohne Berück-
sichtigung der nachgeordneten Dienststellen stellt sich gegenüber den Vorjahren wie folgt 
dar (Anlage 1c): 

Bundesministerien ohne 

nachgeordneten Bereich 1993 1994 1995 

Zu zählende Arbeitsplätze 22.054 21.636 21.925 

Zahl der Pflichtplätze 1.323 1.298 1.316 

Mit Schwerbehinderten 1.513 1.496 1.523 

besetzte Plätze 

Beschäftigungsquote 6,9 % 6,9 % 6,9 % 

Die Beschäftigungsquote bei den Resso rts hat sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 
Die Zahl der zu zählenden Arbeitsplätze stieg um 289 (+ 1,3 %), die mit Schwerbehinderten 
zu besetzenden Arbeitsplätze um 18 Arbeitsplätze (+ 1,4 %), die Zahl der mit Schwerbehin-
derten besetzten Arbeitsplätze um 27 (+ 1,0 %). 
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Bei den Resso rts, die eine Beschäftigungsquote von 6 v.H. oder mehr erreichten, handelt 
es sich um: 

Bundesministerien (ohne nachgeordnete Dienststellen) mit einer 

Beschäftigungsquote von 6 v.H. und mehr 

Bundespräsidialamt 10,3 % 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 9,8 % 

Bundesministerium der Finanzen 8,9 % 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 8,9 % 

Bundesministerium der Justiz 8,0 % 

Bundesministerium für Wirtschaft 7,5 % 

Bundeskanzleramt 7,4 % 

Bundesministerium des Innern 7,4 % 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 7,4 % 

Bundesministerium der Verteidigung 7,1 % 

Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 6,7 % 

Bundesministerium für wirtscha ft liche Zusammenarbeit und Entwicklung 6,7 % 

Bundesministerium für Gesundheit 6,5 % 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 6,5 % 

Bundesministerium für Post und Telekommunikation 6,4 % 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 6,3 % 

Bei den Ressorts, die (ohne nachgeordneten Bereich) eine Quote von 6 v.H. nicht erreicht 
haben, handelt es sich um: 

Bundesministerien (ohne nachgeord- 

nete Dienststellen) mit einer Be- 1994 1995 Veränderungen 

schäftigungsquote unter 6 % in 

%-Punkten 

Auswärtiges Amt 4,2 3,6 - 0,6 

Bundesministerium für Verkehr 4,4 4,4 +1- 0,0 
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1.4 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts unter Bundesaufsicht 

Die Beschäftigungssituation bei den insgesamt 37 Körperschaften, Anstalten und Stiftun-

gen des öffentlichen Rechts (i.S. des § 5 Abs. 3 Nr. 4 SchwbG) ergibt folgendes Bild 
(Anlage 1d): 

Körperschaften, Anstalten, 

Stiftungen des öffentlichen 

Rechts unter Bundesaufsicht 

1993 1994 

O 

1995 

Zu zählende Arbeitsplätze 242.940. 251.537 251.718 

Zahl der Pflichtplätze 14.576 15.092 15.103 

Mit Schwerbehinderten 15.505 15.853 16.090 

besetzte Arbeitsplätze 

Beschäftigungsquote 6,4 % 6,3 % 6,4 % 

Die Beschäftigungsquote hat sich wieder erhöht (+ 0,1%-Punkt). Die Zahl der zu zählenden 
Arbeitsplätze hat sich gegenüber dem Vorjahr um 181 (+ 0,7 %) Arbeitsplätze erhöht, die 
Zahl der zu besetzenden Arbeitsplätze stieg um 11 Plätze (+ 0,1 %), die Zahl der mit 
Schwerbehinderten besetzten Arbeitsplätze ist um 237 (+ 1,5 %) gestiegen. 
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1.5 Beschäftigungssituation Schwerbehinderter außerhalb des Bundes  

Zum Vergleich: Die Quoten bei p rivaten Arbeitgebern, öffentlichen Arbeitgebern (Bundes-, 

Landes- und Kommunalverwaltung) sowie den obersten Landesbehörden einschließlich ih-
res nachgeordneten Bereichs stellten sich nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit im 

Jahre 1994 (Stichmonat Oktober) wie folgt dar (die Zahlen für 1995 - Ergebnisse aus dem 

Anzeigeverfahren gemäß § 13 Abs. 2 SchwbG - werden erst Ende 1996 vorliegen): 

Länder Private Öffentliche Oberste 

Arbeitgeber Arbeitgeber 1)  Landesbehörden  2)  

Baden - Württemberg 3,5 5,1 4,5 

Bayern 3,2 4,8 3,8 

Berlin 3,9 5,5  5,4 

Brandenburg 2,4 3,2 2,7 

Bremen 3,4 5,7 5,4 

Hamburg 3,3  5,4 5,3 

Hessen 3,7 6,4 5,7 

Mecklenburg - Vorpommern 2,3 3,3 3,0 

Niedersachsen 3,7 5,5 4,6 

Nordrhein - Westfalen 4,6 6,3 5,7 

Rheinland - Pfalz 4,0 6,1 5,0 

Saarland 4,7 7,8 7,8 

Sachsen 2,2 3,1 2,7 

Sachsen - Anhalt 2,4 3,8 3,6 

Schleswig - Holstein 3,4 5,7 4,6 

Thüringen 2,3 3,3 2,5 

Bundesgebiet insgesamt 3,6 5,2 4,6 

davon Bundesgebiet West 3,8 5,7 5,0 

Bundesgebiet Ost 2,4 3,4 2,9 

1) Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltung 

2) Ressorts und nachgeordneter Bereich 
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Die Quoten der einzelnen öffentlichen Arbeitgeber im Jahr 1994, die die Bundesanstalt für 
Arbeit entsprechend der Bi tte der Bundesregierung im Kabinettbeschluß vom 4. Dezember 
1991 (Nr. 2.3 -Anlage zu BT-Drs. 12/2050) im Rahmen der ihr gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 7 
SchwbG obliegenden Aufgabe zur Überwachung der Beschäftigungspflicht erstellt hat, er-
geben sich aus der anliegenden Übersicht (Anlage 2). 

1.6 Ausgleichsabgabe des Bundes  

Der Bund (als Arbeitgeber der öffentlichen Hand im Sinne von § 11 Abs. 7 SchwbG) hat 
auch im Jahr 1995 keine Ausgleichsabgabe zu zahlen, da insgesamt gesehen mehr als 6 % 
Schwerbehinderte beschäftigt werden (§ 5 Abs. 1 i.V.m. § 11 Abs. 1 SchwbG). 

1.7 Entwicklung der Schwerbehindertenbeschäftigung bei den Bundesdienststellen vom  
1. November 1994 bis 31. Oktober 1995  

Erstmals wird gemäß der am 15. Februar 1995 im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
gegebenen Zusage der Bericht über die Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bun-
desdienststellen erweitert um die 

- Zahl der neu eingestellten Schwerbehinderten und Gleichgestellten, 
- Quote der neu eingestellten Schwerbehinderten und Gleichgestellten, bezogen 

auf die Zahl der insgesamt neu Eingestellten, 
- Zahl der ausgeschiedenen Schwerbehinderten und Gleichgestellten 

einschließlich Wegfall der Schwerbehinderteneigenschaft oder der Gleichstel-
lung. 

432 Neueinstellungen Schwerbehinderter oder gleichgestellter Behinderter bedeuten bei 
insgesamt 10.941 Neueinstellungen einen Anteil von 3,9 %. Dazu kommen 2.404 erstmali-
ge Anerkennungen schon Beschäftigter als Schwerbehinderte und erstmalige Gleichstel-
lungen von Behinderten. Dieser Zahl zu berücksichtigender Schwerbehinderter und Gleich-
gestellter von 2.836 stehen 3.667 Austritte bzw. Fälle des Wegfalls der Schwerbehinder-
teneigenschaft oder Gleichstellung gegenüber. Das bedeutet bei den mit Schwerbehinder-
ten / Gleichgestellten besetzten Arbeitsplätzen einen Saldo von minus 831. 
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Einzelheiten enthalten sowohl der folgende Teil B dieses Berichts als auch die Tabelle zur 
„Entwicklung der Schwerbehindertenbeschäftigung bei den Bundesdienststellen vom 1. No-
vember 1994 bis 31. Oktober 1995" (Anlage 1 e). 

1.8 Schwerbehinderte Frauen in der Bundesverwaltung  

Entsprechend einer Bi tte des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend des 
Deutschen Bundestags werden erstmals in diesem Bericht 1996 (für das Jahr 1995) die 

Zahlen der beschäftigten Schwerbehinderten und Gleichgestellten geschlechtsspezifisch 
ausgewiesen. 
Unberücksichtigt blieb dabei der Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung, das 
detaillie rte Daten erstmals in 1997 (für 1996) vorlegen wird. 

Bundesdienststellen einschließlich 	insgesamt 	23.465 
nachgeordnetem Geschäftsbereich 	davon Frauen 	3.424 

% - Anteil = 	14,6 

Bundesministerien einschließlich 	insgesamt 	22.524 
nachgeordnetem Geschäftsbereich 	davon Frauen 	3.216 

% - Anteil = 	14,3 

Bundesministerien ohne 	 insgesamt 	1.523 
nachgeordneten Geschäftsbereich 	davon Frauen 	433 

% - Anteil = 	28,4 

Sonstige Bundesdienststellen 	 insgesamt 	941 
davon Frauen 	208 
% - Anteil= 	22,1 

Körperschaften, Anstalten, Stiftungen 	insgesamt 	16.085 
des öffentlichen Rechts unter 	 davon Frauen 	7.921 
Bundesaufsicht 	 %-Anteil = 	49,2 

Die Zahl der Neueinstellungen bei den 
Bundesdienststellen betrug 1995 	insgesamt 	10.941 

davon Frauen 	4.462 
% - Anteil = 	40,8 

Darunter waren Schwerbehinderte 	insgesamt 	432 
davon Frauen 	158 

% - Anteil= 	36,6 

Einzelheiten siehe Anlage 1 e. 
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1.9 Bundesdienststellen mit einem Beschäftigtenanteil von 4 v.H. und weniger 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundestages hat darum gebe-
ten, für Dienststellen, deren Beschäftigungsquote 4 v.H. oder weniger beträgt, zu begrün-
den, warum sie nicht mehr Schwerbehinderte beschäftigen. 

1. Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung  

teilt mit, daß es aufgrund der geringen Fluktuation und der Anforderungen, die an das 
Personal der kleinen Behörde zu stellen sind, bisher nicht möglich gewesen sei, die 
Pflichtquote zu erreichen. 

2. Das Auswärtiges Amt 

muß zur Erfüllung seiner Aufgaben von allen Bediensteten bis auf wenige Ausnahmen 
die gesundheitliche Eignung für den regelmäßigen Wechsel zwischen Inlands- und Aus-
landsdienstposten verlangen. Neben körperlichen Mindesttauglichkeitsvoraussetzungen 
setzt die Einstellung im höheren, gehobenen und mittleren Dienst eine erfolgreiche Pla-
zierung im Auswahlverfahren voraus. Trotz gezielter Werbemaßnahmen fehlt es hier an 
geeigneten schwerbehinderten Bewerbern (Bewerberquote unter 1%). 

3. Bundesministerium des Innern 

l In den Zahlen des Grenzschutzpräsidiums Ost sind 959 administrative grenzpolizeiliche 
Unterstützungskräfte enthalten. Dieser Personenkreis (Arbeitnehmer) unterliegt aufgrund 
der einsatzbezogenen Tätigkeit an den EG-Grenzen erhöhten gesundheitlichen Anforde-
rungen. Schwerbehinderte können deshalb nicht eingestellt werden. 

l Beim Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung ist 1995 ein schwerbehinderter Mitarbei-
ter ausgeschieden; aufgrund der Einstellungssperre ist aber niemand neu eingestellt 
worden. 

l Beim Bundesinstitut für ostdeutsche kultur und Geschichte sind alle Planstellen bis 
1992 besetzt worden; unter den Bewerbern war seinerzeit kein Schwerbehinderter. Seit-
dem sind keine Einstellungen erfolgt. 
•Bei der Stiftung Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland sind im Jahr 
1995 zwei schwerbehinderte Mitarbeiter ausgeschieden. Unter den Bewerbern waren 
keine geeigneten Schwerbehinderten. Auch die Beteiligung der Arbeitsverwaltung hat 
nicht zum gewünschten Erfolg geführt. 
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4. Bundesministerium der Finanzen 
Die Beschäftigungsquote von 4 % unterschreiten derzeit die Oberfinanzdirektionen 
Chemnitz, Cottbus, Erfurt und Rostock sowie das Bildungszentrum Plessow. Die niedere 
Beschäftigungsquote erklärt sich hier aus den besonderen Umständen im Beitrittsgebiet. 
Dort ist es trotz intensiver Bemühungen in der kurzen Zeit seit der Wiedervereinigung 

nicht möglich gewesen, die Beschäftigungsquote dem Westniveau anzugleichen. Größe-
re Einstellungsermächtigungen im mittleren und gehobenen Dienst . hat es 1995 nur für 
die Oberfinanzdirektionen Chemnitz, Co ttbus und Rostock gegeben, die den Warenver-
kehr an der EU-Außengrenze überwachen. Aufgrund der bei Beamten im Grenzzoll

-

dienst erforderlichen Grenzdiensttauglichkeit ist in diesem Bereich das Einstellen von 

Schwerbehinderten häufig jedoch nicht möglich. In fortgesetzter Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsämtern ist aber im laufenden Jahr 1996 mit einer weiteren Steigerung der 
Beschäftigungsquote bei den Dienststellen in den neuen Bundesländern zu rechnen, 
obgleich die Pflichtquote von 6 % dort auch dieses Jahr noch nicht erreicht werden 
dürfte. 
Daß die Deutsche Genossenschaftsbank die Quote nicht erreicht, hat seine .Ursache in 
der zu geringen Bewerberzahl Schwerbehinderter. 
Bei der Bundessteuerberaterkammer sind aufgrund mangelnder Bewerbungen Schwer

-

behinderter keine Schwerbehinderten eingestellt worden. 

5. Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
teilt mit, daß die Besatzungsmitglieder der Fischereiforschungsschiffe / Fischereischutz

-
boote seediensttauglich sein müssen. Schwerbehinderte erfüllen diese strengen Anfor-
derungen in der Regel nicht. . 

6. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnunq 
Beim Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskassen sind im Berichtszeitraum drei 
Einstellungen vorgenommen worden; bei zwei Stellenbesetzungsverfahren aufgrund von 
Ausschreibungen haben sich keine Schwerbehinderten beworben. 

7. Bundesministerium der Verteidigung  

Die geringe Beschäftigungsquote im Zuständigkeitsbereich der Wehrbereichsverwaltung 
VII (Wehrbereiche VII und VIII) erklärt sich aus den besonderen Umständen im Beitritts

-

gebiet. Ursächlich für die Unterschreitung ist der geringe Anteil Schwerbehinderter unter 

dem von der NVA übernommenen und weiter beschäftigten Personal, die Umwandlung 
einer Reihe von Dienstposten in kw-Dienstposten und die Neufestsetzung des Grades 
der Behinderung (in der Regel Herabstufung) im Rahmen des Feststellungsverfahrens 
zur Ausstellung neuer Schwerbehindertenausweise (Bewe rtung nach dem Recht des 
Bundes). 
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Hinzu kommt, daß aufgrund der Notwendigkeit, nach der Einheit den weit überhöhten 
Personalbestand einschneidend zu reduzieren, sowie aufgrund der Strukturmaßnahmen 
der Streitkräfte und der damit verbundenen Neuorganisation der Bundeswehrverwaltung 
vorrangig Überhangpersonal aus aufzulösenden Dienststellen unterzubringen ist und 
damit die Möglichkeit von Neueinstellungen fehlt. 
In fortgesetzter Zusammenarbeit der Dienststellen, Schwerbehindertenvertretungen und 

Arbeitsämter wird gleichwohl versucht, zumindest mittelfristig eine Steigerung der Be-

schäftigungsquote zu erreichen. 

8. Bundesministerium für Gesundheit  
Als Begründung , für die Nichterfüllung der Schwerbehindertenbeschäftigungsquote ge

-

ben der Bundesverband der Innungskrankenkassen und der Verband der Angestellten

-

Ersatzkassen an, daß aufgrund mangelnder Bewerbungen keine Schwerbehinderten 

eingestellt werden konnten. 

9. Bundesministerium für Verkehr 
Von der Bundesanstalt für Gewässerkunde wird die geringe Zahl schwerbehinderter Be

-

werber und die Nichteignung der Bewerber für die ausgeschriebenen Positionen aufge-
führt. 
Das Eisenbahn-Bundesamt war 1995 noch im Aufbau begriffen und hat Mitarbeiter be

-

nötigt, die den besonderen Belastungen einer Aufbauphase gewachsen sind. Ferner wa-
ren unter den Bewerbem nur wenige mit anerkannter Schwerbehinderung. Da das EBA

-

Personal nahezu ausschließlich aus dem Bereich der Deutschen Bahn AG bzw. der 
ehemaligen Bundeseisenbahnen (DB/DR) gewonnen wurde, ist wegen der do rt  geforder-
ten Betriebsdiensttauglichkeit eine höhere Quote (wie auch bereits in der Vergangenheit 
bei den Bahnen) nicht zu erreichen gewesen. 
Beim Deutschen Wetterdienst sind nahezu 50 % aller Arbeitsplätze mit Personal besetzt, 
welches wechselschichtdienstfähig und den erhöhten Anforderungen an die ge

-

sundheitliche Eignung und teilweise an die körperliche Leistungsfähigkeit gewachsen 
sein muß. 

10. Bundesministerium für Post und Telekommunikation  
Die nachgeordnete Behörde Bundesamt für Zulassungen in der Telekommunikation 
(BZT) erreicht nach dem Wegfall der Schwerbehinderteneigenschaft eines Mitarbeiters 
nur noch eine Beschäftigungsquote von 4,0 %. Im Berichtszeitraum wurde im Beitritts-
gebiet eine Mitarbeiterin neu eingestellt. Unter den Bewerbern befanden sich jedoch kei-
ne Schwerbehinderten. Aufgrund der Altersstruktur und des allgemeinen Einstellungs-
stopps ist die Fluktuation beim BZT sehr gering. Zudem geht durch anstehende Zurruhe-
setzungen von Schwerbehinderten die Beschäftigungsquote zwangsläufig weiter zurück. 
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11. Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
weist darauf hin, daß die Gründe für die niedere Beschäftigungsquote der Dienststellen 
Karlsruhe und Berlin in den organisatorischen Besonderheiten dieser Dienststellen lie-
gen. Über Abordnungen wissenschaftlicher Mitarbeiter aus den Landesjustizverwaltun-

gen entscheiden die entsendenden Stellen. Im Berichtszeitraum erfolgten nur 2 Neu-
einstellungen. Geeignete Schwerbehinderte standen für die Besetzung einer Planstelle 
nicht zur Verfügung. 

2.0 Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungssituation Schwerbehinderter im 
öffentlichen Dienst des Bundes  

Die auf Vorschlag des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung von der Bundesregie-

rung beschlossenen Maßnahmen zur Förderung der Einstellung und Beschäftigung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst des Bundes haben dazu beigetragen, daß sich 
die Beschäftigungsquote Schwerbehinderter bei den Bundesdienststellen (einschließlich 
nachgeordneter Geschäftsbereiche) von 5,4. v.H. (Oktober 1991) auf nunmehr 6,9 v.H. 

(Oktober 1995) verbessert hat und der Bund infolgedessen auch keine Ausgleichsabgabe 
mehr zu zahlen hat. 

Die Bundesregierung hat sich zuletzt am 28. November 1995 mit der Beschäftigung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst des Bundes befaßt. Sie wird auch künftig regel-
mäßig einmal jährlich einen Bericht des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung auf 
der Grundlage der Daten zum 31. Oktober des Vorjahres entgegennehmen, um zu ent-
scheiden, ob weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungssituation Schwer-
behinderter im öffentlichen Dienst des Bundes erforderlich sind. Die nächste Erörterung im 
Kabinett ist noch für die erste Jahreshälfte 1996 vorgesehen. 
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B. Die Ergebnisse im einzelnen 

Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

1 1 Bundespräsidialamt 155 9 16 9 10,3 

26 2 1 - 3,8 2 Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 

Bundesminister für besondere Aufgaben 2 1 
und Chef des Bundeskanzleramtes 515 31 38 11 7,4 

2 Bundesnachrichtendienst - - - - 4,2 1) 

3 1 Auswärtiges Amt 2.522 151 92 35 3,6 2) 

2 Deutsches Archäologisches Institut 
Zentraldirektion - einschließlich  
Römisch-Germanische Kommission, 
Kommission für Alte Geschichte und Epigraphik 
und Kommission für Allgemeine und 
Vergleichende Archäologie 160 .10 7 3 4,4 

4 Bundesministerium des Innern 

1.1 Ministerium 1.893 114 141 45 7,4 

1. Nachgeordneter Bereich 

1.2 Der Oberbundesanwalt beim Bundes- 
verwaltungsgericht 22 1 2 0 9,1 

1.3 Der Bundesdisziplinaranwalt 26 2 3 0 11,5 

1.4.1 Statistisches Bundesamt 2.279 137 239 96 10,5 

1.4.2 Zweigstelle Berlin 780 47 79 45 10,1 

1.4.3 Außenstelle Düsseldorf  28 2 3 1 10,7 

1.5.1 Bundesverwaltungsamt 2.111 127 208 79 9,9 

1.6.1 Bundesarchiv 269 16 .32 9 11,9 

1.6.2 Außenstelle Frankfurt 4 0 0 0 0**) 

**) die genannten Dienststellen erfüllen mit ihren jeweiligen Aussenstellen insgesamt die geforderte Quote von 6 % 
1) Die zu lfd. Nr. 2.2 ermittelten Zahlen können wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit 

der Daten dieser Dienststelle nicht veröffentlicht werden. 
2) Im Auswärtigen Dienst sind Schwerbehinderte wegen der erschwerten Lebensbedingungen im 

Ausland und der dafür erforderlichen Tauglichkeitsvoraussetzungen (widerstandsfähige Gesund-
heit, Tropentauglichkeit) nur beschränkt einsetzbar. 
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Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zu 
zählende 
Arbeits

-

plätze 

Zahl der 
Pflicht

-

plätze 

Besetzte 
Arbeitsplätze 

insgesamt 	davon 
Frauen 

Spalte 5 
in % der 
Spalte 3 

1 2 3 4 5 5a 6 
4 1.6.3 Abteilung Militärarchiv 62 4 9 4 14,5 

1.6.4 Zentralnachweisstelle 38 2 11 7 28,9 

1.6.5 Zwischenarchiv 22 1 1 0 4,5 

1.6.6 Außenstelle Rastalt 5 0 1 1 20,0 

1.6.7 Landesausgleichsarchiv Bayreuth  17 1 1 0 6,0 

1.6.8 Militär. Zwischenarchiv Potsdam 7 0 1 0 14,3 

1.6.9 Außenstelle Bonn 19 1 1 0 5,3 

1.6.10 Archivdepot Coswig 17 1 0 0 0**) 

1.6.11 Abteilungen Potsdam 81 5 8 7 9,9 

1.6.12 Filmarchiv Berlin 138 8 11 7 8,0 

1.6.13 Außenstelle Dahlwitz-Hoppegarten 16 1 2 1 12,5 

1.6.14 Stiftung 87 5 3 2 3,4**) 

1.6:15 Außenstelle Berlin-Zehlendorf 50 3 1 0 2,0**) 

1.7.1 Institut für Angewandte Geodäsie 174 10 14 4 8,0 

1.72 Außenstelle Berlin 53 3 7 2 13,2 

1.7.3 Außenstelle Leipzig 125 8 6 2 4,8 

1.7.4 Fundamentalstation Wettzell 20 1 0 0 0**) 

1.7.5 Außenstelle Potsdam 19 1 0 0 0**) 

1.8 Bundeszentralstelle für politische Bildung 222 13 14 7 6,3 

1.9 Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und 
internationale Studien 79 5 3 2 3,8 

1.10 Bundesinstitut für Sportwissenschaft 63 4 4 2 6,3 

1.11 Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge 

 
3.799 228 315 135 8,3 

1.12 Bundesamt für Verfassungsschutz 0 0 0 0 6,2 1) 

1.13 Bundeskriminalamt 
mit Polizeivollzugsbeamten 4.101 246 170 58 4,1 
ohne Polizeivollzugsbeamten 2.288 137 157 58 6,9 

**) die genannten Dienststellen erfüllen mit ihren jeweiligen Aussenstellen insgesamt die geforderte Quote von 6 % 

1) Die zu lfd. Nr. 1.12 ermittelten Zahlen können wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit 
der Daten diesér Dienststellen nicht veröffentlicht werden. 
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Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zu 
zählende 
Arbeits

-

plätze 

Zahl der 
Pflicht

-

plätze 

Besetzte 
Arbeitsplätze 

insgesamt 	davon 

Frauen 

Spalte 5 
in % der 
Spalte 3 

1 2 3 4 5 5a 6 

4 1.14.1 Bundesamt für Zivilschutz 306 18 15 5 4,9 

1.14.2 Katastrophenschutzschule des Bundes *) 0 0 0 0 0 

1.14.3 Warnamt I 23 1 0 0 0 **) 

1.14.4 Wamamt II 20 1 0 0 0 **) 

1.14.5 Warnamt III 22 1 2 1 9,1 

1.14.6 Warnamt IV 26 2 2 1 7,7 

1.14.7 Warnamt V 3 0 0 0 0 **) 

1.14.8 Warnamt VI 22 1 1 1 4,5 3) 

1.14.9 Warnamt VII (aufgelöst) 0 0 0 0 0 

1.14.10 Warnamt VIII 19 1 1 0 5,3 3) 

1.14.11 Warnamt IX 23 1 5 1 21,7 

1.14.12 Warnamt X 21 1 2 2 9,5 

1.15.1 Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 101 6 9 3 8,9 

1.15.2 THW-Ausbildungsstätte Hoya 56 3 4 1 7,1 

1.15.3 THW - Landesverband I 
Schleswig-Holstein 44 3 1 0 2,3 **) 

1.15.4 THW - Landesverband II 
Hamburg 12 1 2 1 16,7 

1.15.5 THW - Landesverband Ill 
Bremen 23 1 1 1 4,3 3) 

1.15.6 THW - Landesverband IV 
Niedersachsen 71 4 7 3 9,9 

1.15.7 THW - Landesverband V 
Nordrhein-Westfalen 149 9 18 3 12,1 

1.15.8 THW - Landesverband VI 
Hessen 62 4 2 0 3,2 **) 

*) in das Bundesamt für Zivilschutz eingegliedert 
**) die genannten Dienststellen erfüllen mit ihren jeweiligen Aussenstellen insgesamt die geforderte Quote von 6 % 
3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. Die Differenz resultiert aus der Abrundungsvorschrift 

des § 8 SchwbG. 
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Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zu 
zählende 
Arbeits

-

plätze 

Zahl der 
Pflicht

-

plätze 

Besetzte 
Arbeitsplätze 

insgesamt 	davon 

Frauen 

Spalte 5 
in % der 
Spalte 3 

1 2 3 4 5 5a 6 

4 1.15.9 THW - Landesverband VII 
Rheinland-Pfalz 42 3 6 0 14,3 

1.15.10 THW - Landesverband VIII 
Baden-Württemberg 77 5 7 1 9,1 

1.15.11 THW - Landesverband IX 
Bayern 119 7 13 5 10,9 

1.15.12 THW - Landesverband X 
Berlin/Brandenburg 57 3 4 0 7,0 

1.15.13 THW - Landesverband XI 
Saarland 22 1 4 2 18,2 

1.16 Akademie für zivile Verteidigung *) 0 0 0 0 0 

1.17 Dienststelle Marienthal 	 . 0 0 0 0 5,3 1) 

1.18 Beschaffungsstelle des Bundesministers 251 15 27 6 10,8 
des Innern 

1.19.1 Grenzschutzpräsidium Süd 
mit Polizeivollzugsbeamten 6.907 414 154 53 2,2 
ohne Polizeivollzugsbeamten 1.527 92 133 53 8,7 

1.19.2 Grenzschutzpräsidium Mitte 
mit Polizeivollzugsbeamten 5.140 308 166 53 3,2 
ohne Polizeivollzugsbeamten 1.024 61 144 53 14,1 

1.19.3 Grenzschutzpräsidium West 
mit Polizeivollzugsbeamten 6.335 380 183 67 2,9 
ohne Polizeivollzugsbeamten 1.120 67 148 67 13,2 

1.19.4 Grenzschutzpräsidium Nord 
mit Polizeivollzugsbeamten 6.549 393 194 59 3,0 
ohne Polizeivollzugsbeamten 1.588 95 158 59 8,9 

1.19.5 Grenzschutzpräsidium  Ost 
mit Polizeivollzugsbeamten 9.367 562 95 32 1,0 4) 
ohne Polizeivollzugsbeamten 2.488 147. 76 32 3,1 

1.19.6 Grenzschutzschule 416 25 27 15 6,5 

1.19/ Grenzschutzdirektion 286 17 22 
 

7 7,7 

1.20 Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik 330 20 20 6 6,1 

*) in das Bundesamt für Zivilschutz eingegliedert 
**) die genannten Dienststellen erfüllen mit ihren jeweiligen Aussenstellen insgesamt die geforderte Quote von 6 
1) Die zu lfd. Nr. 1.17 ermittelten Zahlen können wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit 

der Daten dieser Dienststellen nicht veröffentlicht werden. 

4) Enthalten sind 959 administrative grenzpolizeiliche Unterstützungskräfte. Dieser Personenkreis (Arbeitnehmer) 
unterliegt aufgrund einsatzbezogener Tätigkeit an den EG-Grenzen erhöhten gesundheitlichen Anforderungen. 
Schwerbehinderte konnten deshalb nicht eingestellt werden. 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 
4 1.21 Bundesbeauftragter für 

die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik 3.089 185 187 105 6,1 

1.22 Bundesausgleichsamt 71 4 14 3 19,7 

1.23 Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 21 1 0 0 0 
1.24 Fachhochschule des Bundes 

für öffentliche Verwaltung 183 11 14 2 7,7 

1.25 Bundesinstitut für ostdeutsche Kultur 
und Geschichte 18 1 0 0 0 

2. Nachgeordnete Dienststellen des 
ehemaligen Ministeriums des Innern 

2.1 Verwertungsstelle Berlin (aufgelöst) 0 0 0 0 0 

2.2 Gästehäuser 68 4 1 0 1,5 

2.3 Versorgungslager 57 3 0 0 0 

BMI und Dienststellen insgesamt *) 
mit Polizeivollzugsbeamten 57.034 3.422 2.500 955 4,4 
ohne Polizeivollzugsbeamten 28.630 1.718 2.354 955 8,2 

3.1 Deutsche Bibliothek 710 43 52 38 7,3 

3.2 Stiftung Preußischer Kulturbesitz 2.445 147 182 89 7,4 

3.3 Bundesverband für den Selbstschutz 427 26 51 22 11,9 

3.4 Deutsche Ausgleichsbank 724 43 32 12 4,4 

3.5 Stiftung Haus der Geschichte der • 
Bundesrepublik Deutschland 94 6 2 1 2,1 

*) Ohne lfd. Nr. 1.12 und 1.17 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

5 Bundesministerium der Justiz 

1.1 Ministerium 709 43 57 20 8, 0 

1.2 Bundespatentgericht 289 17 31 15 10,7 

1.3.1 Deutsches Patentamt 2.077 125 180 80 8,7 

1.3.2 Dienststelle Berlin 397 24 27 15 6,8 

1.4 Bundesdisziplinargericht 35 2 2 1 5,7 3) 

BMJ und Dienststellen insgesamt 3.507 210 297 131 8,5 

6 Bundesministerium der Finanzen 

1.1 Ministerium und Bundeshauptkasse 2.139 128 190 55 8,9 

1.2 Bundesschuldenverwaltung 458 27 30 16 6,6 

1.3 Bundesmonopolverwaltung 539 32 44 13 8,2 

1.4 Bundesamt für Finanzen 1.186 71 76 26 6,4 

1.5 Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 459 28 36 14  7,8 

1.6 Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 378 23 30 14 7,9 
wesen 

1.7 Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel 73 4 5 2 6,8 

1.8.1 Oberfinanzdirektion Berlin 3.779 227 248 71 6,6 5) 

1.8.2 Bremen 1.080 65 46 6 4,3 

1.8.3 Düsseldorf 2.068 124 126 28 6,1 

1.8.4 Frankfu rt  am Main 2.743 165 157 42 5,7 

3) Die Zahl in Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. Die Differenz resultiert aus der Abrundungsvorschrift 
des § 8 SchwbG. 

5) Auf den unter Nummern 1.8.1. bis 1.8.22 aufgeführten Arbeitsplätzen werden zum einen erheblichen 
Teil Vollzugsbeamte im Grenzzolldienst, Zollfahndungsdienst und Forstbetriebsdienst beschäftigt. 
Wegen der besonderen Tauglichkeitsanforderungen können Schwerbehinderte in diesem Be

-

reich grundsätzlich nicht verwendet werden. 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6. 
6 

1.8.5 Freiburg i.Br. 2.237 134 100 21 4,5 

1.8.6 Hamburg 2.745 165 119 35 4,3 

1.8.7 Hannover 3.033 182 189 50 6,2 

1.8.8 Karlsruhe 886 53 51 11 5,8 

1.8.9 Kiel 1.996 120 143 31 7,2 

1.8.10 
 

Koblenz 1.693 102 124 28 7,3 

1.8.11 Köln 2.012 121 134 37 6,7 

1.8.12 Zollkriminalamt 465 28 36 13 7,7 

1.8.13 München 3.497 210 172 51 4,9 

1.8.14 Münster 1.755 105 163 34 9,3 

1.8.15 Nürnberg 2.723 163 168 30 6,2 

1.8.16 Saarbrücken 602 36 46 6 7,6 

1.8.17 Stuttgart 1.752 105 103 30 5,9 

1.8.18 Chemnitz 2.622 157 74 29 .2,8 

1.8.19 Cottbus 2.721 164 95 35 3,5 

1.8.20 Erfurt 996 60 31 9 3,1 

1.8.21 Magdeburg 936 56 41 16 4,4 

1.8.22 Rostock 2.283 137 63 27 2,8 

1.8.23 Bundesamt z. Regelg. offener Vermögensfragen 297 18 26 19 8,8 

1.8.24 Bildungszentrum Sigma ringen 158 9 16 6 10,1 

1.8.25 Bildungszentrum Münster 213 13 13 2 6,1 

1.8.26 Bildungszentrum Plessow 195 12 5 4 2,6 

BMF und nachgeordnete Dienststellen 
insgesamt 50.719 3.043 2.900 811 5,7 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
 plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 
6 

2 Deutsche Genossenschaftsbank 4.316 259 164 88 3,8 

3 Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank 718 43 38 11 5,3 

4 Pensionskasse deutscher Eisenbahnen 17 1 1 0 5,9 3) 

und Straßenbahnen 

5 Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 872 52 53 26 6,1 

6 Deutsche Girozentrale 739 44 31 14 4,2 
Deutsche Kommunalbank (einschließlich 
Deutscher Sparkassen- und Giroverband) 

7 Kreditanstalt für Wiederaufbau 1.646 99 94 44 5,7 

8 Versorgungsanstalt deutscher Bezirks- 19 1 1 1 5,3 3) 

schornsteinfegermeister 

9 Bundessteuerberaterkammer 28 2 0 0 0 

Bundesministerium für Wirtscha ft  7 

1.1 Ministerium 1.966 118 148 45 7,5 

1.2.1 Physikalisch-Technische Bundesanstalt 1.408 84 104 21 7,4 
Braunschweig 

1.2.2 Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
- Institut Berlin (Chariottenburg) 
- Institut Berlin (Friedrichshagen) 

283 
172 

17 
10 

21 
16 

6 
5 

7,4 
9,3 

1.3 Bundesamt für Wirtschaft 392 24 37 15 9,4 

1.4 Bundesstelle für Außenhandelsinformation 187 11 22 13 11,8 

1.5 Bundesanstalt für Materialforschung 1.605 96 102 35 6,4 
und -prüfung 

1.6 Bundeskartellamt 238 14 24 11 10,1 

1.7 Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe 821 49 42 8 5,1 

1.8 Bundesausfuhramt 368 22 27 11 7,3 

BMWi und Dienststellen insgesamt 7.440 446 543 170 7,3 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. Die Differenz resultiert aus der Abrundungsvorschrift 
des § 8 SchwbG. 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

8 Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

1.1 Ministerium 989 59 62 22 6,3 

1.2 Bundessortenamt 457 27 29 13 6,3 

1.3 Forschungsanstalt für Landwirtschaft 1.041 62 53 22 5,1 
Braunschweig-Völkenrode 

1.4 Biologische Bundesanstalt für Land-  904 54 59  29 6,5 
und Forstwirtschaft 

1.5 Bundesanstalt für Milchforschung 280 17 27 12 9,6 

1.6 Bundesforschungsanstalt für Fischerei 237 14 19 12 8,0 

1.7. Bundesforschungsanstalt für Forst- 229 14 10 3 4,4 
und Holzwirtschaft 

1.8 Bundesforschungsanstalt für Getreide-, 219 13 17 10 7,8 
Kartoffel- und Fettforschung  

1.9 Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 408 24 33 8 8,1 
der Tiere  

1.10 Bundesanstalt für Fleischforschung 152 9 12 6 7,9 

1.11 Bundesforschungsanstalt für Ernährung 214 13 10 8 4,7 

1.12 Zentralstelle für Agrarclokumentation und 52 3 6 2 11,5 
-information 

1.13 Bundesanstalt für Züchtungsforschung 551 33 36 20 6,5 
an Kulturpflanzen 

BML und Dienststellen insgesamt 5.733 344 373 167 6,5 

1.130 68 94 42 8,3 2 Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung 

2.1. Fischereiforschungsschiffe/ 251 15 5 0 2,0 
Fischereischutzboote 

3 Deutscher Weinfonds 19 1 1 1 5,3 3) 

3) Die Zahl in der Spalte 6 entspricht einer Quote von 6%. Die Differenz resultiert aus der Abrundungsvorschrift 
des § 8 SchwbG. 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

9 Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung 

1.1 Ministerium 1.143 69 112 36 9,8 

1.2 Bundesversicherungsamt 424 25 35 10 8,3 

1.3 Bundesausführungsbehörde für 
Unfallversicherung 243 15 37 13 15,2 

1 .4 Bundesanstalt für Arbeitsschutz 410 25 34 13 8,3 

1.5 Bundesanstalt für Arbeitsmedizin 165 10 9 3 5,5 

BMA und Dienststellen insgesamt 2.385 143 227 75 9,5 

2 Bundesanstalt für Arbeit *) 94.575 5.675 7.997 4.182 8,5 

3 Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 23.373 1.402 1.231 876 5,3 

4 Landesversicherungsanstalt 
Oldenburg-Bremen 1.189 71 92 40 7,7 

5 Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen 20 1 0 0 0 

6 Landwirtschaftliche Alterskassen 194 12 10 6 5,2 

7 Gewerbliche Berufsgenossenschaften 24.246 1.455 1.645 757 6,8 

8 Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 941 56 39 15 4,1 

9 Bundesbahn-Versicherungsanstalt 284 17 21 13 7,4 

10 Bundesknappschaft 14.117 847 787 408 5,6 

10 Bundesministerium der Verteidigung 

1.1 Ministerium . 3.116 187 220 **) 7,1 

1.2 Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 14.7Ö8 882 1.220 8,3 

1.3 Bundesamt für Wehrverwaltung  945 57 77 8,1 

*} Einschließlich Fachhochschule Mannheim. 
**) Angaben zum Anteil der weiblichen Schwerbehinderten ist erst zum Bericht 1997 (für 1996) möglich 



Drucksache 13/5132 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 

Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

10 1.4 Evangelisches Kirchenamt 
für die Bundeswehr 41 2 3 7,3 

1.5 Katholisches Militärbischofsamt 39 2 2 5,1 3) 

1.6.1 Wehrbereichsverwaltung I 15.692 942 1.263 8,0 

1.6.2 Wehrbereichsverwaltung II 23.415 1.405 2.435 10,4 

1.6.3 Wehrbereichsverwaltung Ill  19.230 1.154 2.192 11,4 

1.6.4 Wehrbereichsverwaltung IV 18.590 1.115 1.747 9,4 

1.6.5 Wehrbereichsverwaltung V 11.099 666 . 960 8,6 

1.6.6 Wehrbereichsverwaltung VI 21.514 1.291 1.739 8,1 

1.6.7 Wehrbereichsverwaltung VII 19.442 1.167 753 3,9 

1.7 Bundessprachenamt 477 29 50 10,5 

1.8.1 Universität der Bundeswehr Hamburg 670 40 35 5,2 

1.8.2 Universität der Bundeswehr München 1.009 61 43 4,3 

BMVg und Dienststellen insgesamt 149.987 9.000 12.739 8,5 

11 Bundesministerium für Familie und Senioren, 
Frauen und Jugend 

1.1 Ministerium 519 31 46 22 8,9 

1.2 Bundesamt für Zivildienst 1.041 62 79 33 7,6 

1.3 Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 12 1 0 0 0 
Schriften 

BMFSFJ und Dienststellen insgesamt 1.572 94 125 55 8,0 

3) Die Zahl in Spalte 6 entspricht einer Quote von 6 %. Die Di fferenz resultiert aus der Abrundungsvorschrift 
des § 8 SchwbG. 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/5132 

Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits - plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
platze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

12 Bundesministerium für Gesundheit 

1.1 Ministerium einschl. Dienstsitz Berlin 582 35 38 13 6,5 

1.2 Robert-Koch-Institut 646 39 36 24 5,6 

1.3 Bundesinstitut für Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin 894 54 56 35 6,2 

1.4 Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte 737 44 47 35 6,4 

Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung 138 8 12 9 8,7 

Bundesinstitut für medizinische Dokumentation 
und Information 106 6 10 4 9,4 

1.7 Paul-Ehrlich-Institut 480 29 23 18 4,8 

BMG und Dienststellen insgesamt 3.583 215 222 138 6,2 

2 Bundesverband der Ortskrankenkassen 484 29 29 15 6,0 

3 Bundesverband der Betriebskrankenkassen 406 24 29 19 7,1 

4 Bundesverband der Innungskrankenkassen 237 14 10 4 4,2 

5 Kassenärztliche Bundesvereinigung 180 11 12 8 6,7 

6 Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 69 4 4 3 6,0 

7 Innungskrankenkassen 1.352 81 40 22 3 

8 Bundesbahn-Betriebskrankenkasse 253 15 12 7 4,7 

9 Angestellten-Ersatzkassen 45.575 2.735 1.627 720 3,6 

10 Arbeiter-Ersatzkassen 2.178 131 95 32 4,4 

11 Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen 52 3 3 1 6,0 

12 Landwirtschaftliche Krankenkassen 361 22 24 5 6,6 

13 Bundesministerium für Verkehr 

1.1 Ministerium 1.275 77 56 16 4,4 

1.2 Oberprüfungsamt für die höheren 
technischen Verwaltungsbeamten 10 1 0 0 0 

1.3 Deutscher Wetterdienst - Zentralamt - 3.348 201 119 42 3,6 

1.4 Kraftfahrt-Bundesamt 1.200 72 115 57 9,6 
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Lfd. 
Nr. Dienststelle 

zu 
zählende 

Zahl der 
Pflicht- 

Besetzte 
Arbeitsplätze 

Spalte 5 
in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
 plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

13 	1.5 Bundesamt für Seeschiffahrt 
und Hydrographie 991 59 60 18 6,1 

1.6 Luftfahrt-Bundesamt 420 25 19 4 4,5 

1.6.1 Luftfahrt-Bundesamt Abt. V 52 3 4 2 7,7 

1.7 Bundesanstalt für Straßenwesen 417 25 25 5 6,0 

1.8 Bundesanstalt für Gewässerkunde 428 26 15 5 3,5 

1.9 Bundesanstalt für Wasserbau 517 31 36 8 7,0 

1.10.1 Wasser- und Schiffahrtdirektionen: 
Nord 3.060 184 227 40 7,4 

1.10.2 Nord-West 1.626 98 160 17 9,8 

1.10.3 Mitte 1.838 110 135 23 7,4 

1.10.4 West 2.019 121 179 36 8,9 

1.10.5 Süd-West 2.560 154 212 49 8,3 

1.10.6 Süd 1.784 107. 117 19 7,7 

1.10.7 Ost 3.039 182 160 43 5,3 

1.11 Bundesamt für Güterverkehr . 1.040 62 67 20 6,4 

1.12 Eisenbahn-Bundesamt 1.188 71 24 6 2,0 
BMV und Dienststellen insgesamt 26.812 1.609 1.730 410 6,5 

2 Bundeseisenbahnvermögen (BEV) 10.698 642 583 63 5,4 

14 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

1.1 Ministerium 891 53 58 19 6,5 

1.2 Umweltbundesamt 1.250 75 95 33 7,6 

1.3 Bundesamt für Naturschutz 233 14 14 9 6,0 

1.4 Bundesamt für Strahlenschutz 622 37 44 15 7,1 

BMU und Dienststellen insgesamt 2.996 180 211 76 7,0 
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Lfd. zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

15 Bundesministerium für Post und 
Telekommunikation 

1 Ministe ri um 393 24 25 10 6,4 

1.1 Bundesamt für Post und 
Telekommunikation 2.642 159 155 49  5,9 

1.2 Bundesamt für Zulassungen 
 in der Telekommunikation 177 11 7 0 4,0 

BMPT und Dienststellen insgesamt 3.212 193 187 59 5,8 

16 Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

1.1 Ministe rium 613 37 41 16 6,7 

1.2 Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung 155 9 11 4 7,1 

1.3.1 Bundesbaudirektion 377 23 23 5 6,1 

1.3.2 Dienststelle Bonn 202 12 18 3 8,9 

BMBau und Dienststellen insgesamt 1.347 81 93 28 6,9 

17 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie 

1.1 Ministerium 1.202 72 89 26 7,4 

1.2 Biologische Anstalt Helgoland 156 9 12 6 7,7 

2 Bundesinstitut für Berufsbildung 446 27 29 18 6,5 

BMBF und Dienststellen insgesamt 1.804 108 130 50 7,2 

18 Bundesministerium für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 

1 Ministerium 595 36 40 7 6,7 
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Lfd. - zu Zahl der Besetzte Spalte 5 
Nr. Dienststelle zählende Pflicht- Arbeitsplätze in % der 

Arbeits- plätze insgesamt 	davon Spalte 3 
plätze Frauen 

1 2 3 4 5 5a 6 

19 Chef des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung 708 42 54 26 7,6 

20 Präsident des Bundesrechnungshofes 

1.1 Bundesrechnungshof 458 27 32 8 7,0 

1.2 Dienststelle Bonn 45 3 2 0 4,4 

1.3 Dienststelle Berlin 102 6 2 0 2,0 

605 36 36 8 6,0 

21 Deutscher Bundestag 

1 Verwaltung Bonn 2.330 140 162 65 7,0 

2 Verwaltung Berlin 103 6 6 2 6,0 

2.433 146 168 67 6,9 

22 Bundesrat 201 12 16 8 8,0 

23 Bundesverfassungsgericht 166 10 8 4 4,8 

24 Bundesgerichtshof und Generalbundesanwalt 

1.1 Bundesgerichtshof 320 19 31 11 9,7 

1.2.1 Generalbundesanwalt (o. Bundeszentral- 
register) 186 11 5 1 2,7 

1.2.2 Bundeszentralregister 407 24 37 18 9,1 

913 55 73 30 8,0 

25 Bundesverwaltungsgericht 201 12 17 9 8,5 

26 Bundesarbeitsgericht 136 
8 

14 8 10,3 

27 Bundessozialgericht 169 10 18 8 10,7 

28 Bundesfinanzhof 150 9 8 3 5,3 

29 Deutsche Bundesbank 16.779 1.007 999 341 6,0 
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Zusammenfassung 

Der Bund i.S. des § 11 Abs. 7 des Schwerbehindertengesetzes (SchwbG), d.h. alle obersten Bundes-
behörden mit ihren nachgeordneten Dienststellen, das Bundespräsidialamt, die Verwaltungen des 
Deutschen Bundestages und Bundesrates, das Bundesverfassungsgericht, die obersten Gerichtshöfe 
des Bundes, der Bundesgerichtshof mit dem Generalbundesanwalt sowie das Bundeseisenbahnver

-

mögen (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 SchwbG) - ohne Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
(§ 5 Abs. 3 Nr. 4 SchwbG) = lfd. Nr. 4.3.1 bis 4.3.5, 6.2 bis 6.9, 8.2 bis 8.3, 9.2 bis 9.10, 13.2, 29 sowie 
ohne Berücksichtigung von 2.2, 41.12 und 4 1.17: 

Zu zählende Arbeitsplätze 	 338.458 
Zahl der Pflichtplätze 	 20.307 
Besetzte Arbeitsplätze 	 23.465 
Beschäftigungsquote 	 6,9% 
Ausgleichsabgabe 
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Anlage 1 a  

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesdienststellen einschließlich 

nachgeordnetem Geschäftsbereich (§ 5 Abs. 3 Nr. 1 SchwbG) 

Stichmonat: Oktober 1995 

Dienst

-

stellen 

Zu zählende 

Arbeitsplätze 

Mit Schwerbe

-

hinderten 

besetzte 

Arbeitsplätze 

Quote in % 

zum 31.10.95 

BPrA 155 16 10,3 
ChBK 515 38 7,4 

AA 2.682 99 3,7 

BMI  
mit Polizeivollzugs- 

beamten (PVB) 57.034 2.500 4,4 
ohne PVB 

28.630 2.354 8, 

BMJ 3.507 297 8,5 

BMF 50.719 2.900 5,7 
BMWi 7.440 543 7,3 

BML 5.733 373 6,5 
BMA 2.385 227 9,5 
BMVg 149.987 12.739 8,5 

.BMFSFJ 1.572 125 8,0 

BMG 3.583 222 6,2 
BMV 26.812 1.730 6,5 

BMU 2.996 211 7,0 
BMPT 3.212 187 5,8 
BMBau 1.347 93 6,9 
BMBF 1.804 130 7,2 
BMZ 595 40 6,7 
BPA 708 54 7,6 

Zwischen- 

summe I 322.786 22.524 7,0 
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Dienst- Zu zählende Mit Schwerbe- Quote in % 

stellen Arbeitsplätze hinderten zum 

besetzte 31.10.1995 

Arbeitsplätze 

BVerfG 166 8 4,8 

BRH 605 36 6,0 

BT 2.433 168 6,9 

BR 201 16 8,0 

BGH/GBA 913 73 8,0 

BVerwG 201 17 8,5 

BAG 136 14 10,3 

BSG 169 18 10,7 

BFH 150 8 5,3 

BEV 10.698 583 5,4 

Zwischen- 

summe II 15.672 941 6,0 

Gesamtsumme  

31.10.95 338.458 23.465 6,9 
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Anlage I  b 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesministerien (einschließlich der 
nachgeordneten Geschäftsbereiche) 

Stichmonat: Oktober 1995 

Ressorts 
einschließlich 

nachgeordneter 

Bereiche 

Zu zählende 
Arbeitsplätze 

Mit Schwerbe

-

hinderten 

besetzte 
Arbeitsplätze 

Quote in % 

zum 
31.10.1995 

BPrA 155 16 10,3 

ChBK 515 38 7,4 

AA 2.682 99 3,7 

BMI 

mit Polizeivollzugs- 

beamten (PVB) 57.034 2.500 4,4 

ohne PVB 28.630 2.354 8,2 

BMJ 3.507 297 8,5 

BMF 50.719 2.900 5,7 

BMWi 7.440 543 7,3 

BML 5.733 	. 373 6,5 

BMA 2.385 227 9,5 

BMVg 149.987 12.739 8,5 

BMFSFJ 1.572 125 8,0 

BMG 3.583 222 6,2 

BMV 26.812 1.730 6,5 

BMU 2.996 211 7,0 

BMPT 3.212 187 5,8 

BMBau 1.347 93 6,9 

BMBF 1.804 130 7,2 

BMZ 595 40 6,7 

BPA 708 54 7,6 

Insgesamt 322.786 22.524 7,0 
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Anlage 1c 

Beschäftigung Schwerbehinderter bei den Bundesministerien (ohne nachgeordneten 
Geschäftsbereich) 

Stichmonat: Oktober 1995 

Resso rts 
ohne  

nachgeordneten 
Bereich 

Zu zählende 
Arbeitsplätze 

Mit 
Schwerbehinderten 

besetzte 
Arbeitsplätze 

Quote in 
zum 

31.10.1995 

BPrA 155 16 10,3 

ChBK 515 38 7,4 

AA 2.522 92 3,6 
BMI 1.893 141 7,4 

BMJ 709 57 8,0 
BMF 2.139 190 8,9 
BMWi 1.966  148 7,5 

BML 989 62 6,3 
BMA 1.143 112 9,8 
BMVg 3.116 220 7,1 
BMFSFJ 519 46 8,9 
BMG 582 38 6,5 
BMV 1.275 56 4,4 
BMU 891 58 6,5 
BMPT 393 25 6,4 
BMBau 613 41 6,7 
BMBF 1.202 89 7,4 
BMZ 595 40 6,7 
BPA 708 54 7,6 

insgesamt 21.925 1.523 6,9 
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Anlage 1d  

Beschäftigung Schwerbehinderter bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts unter Bundesaufsicht 

Stichmonat: Oktober 1995 

Dienststellen 

 

Zu zählende 

Arbeitsplätze 

Besetzte 

Arbeitsplätze 

Quote in % 

zum 

31.10.95 

Beschäfti

-

gungsquote 

Vorjahr 

Differenz 

+/- in 

%-Punkten 
1. Deutsche Bibliothek 710 52 7,3 6,9 + 0,4 
2. Stiftg. Preußischer Kulturbesitz 2.445 182 7,4 7,6 - 0,2 
3. Bundesverb. für den Selbstschutz 427 51 11,9 12,0 - 0,1 
4. Deutsche Ausgleichsbank 724 32 4,4 3,6 + 0,8 
5. Stiftg. Haus der Geschichte 94 2 2,1 3,1 - 1,0 
6. Dèutsche Genossenschaftsbank 4.316 164 3,8 
7. Deutsche Siedlungs- und 718 38 5,3 4,5 + 0,8 

Landesrentenbank  

8. Pensionskasse deutscher Eisen- 17 1 5,9 0,0 + 5,9 
bahnen und Straßenbahnen 

9. Versorgungsanstalt des Bundes 872 53 6,1 6,4 - 0,3 
und der Länder 

10.Deutsche Girozentrale - Deutsche 739 31 4,2 4,5 - 0,3 
Kommunalbank einschl. DSGV 

11. Kreditanstalt für den Wiederauf- 1.646 94 5,7 5,6 + 0,1 
bau 

12. Versorgungsanstalt deutscher 19 1 5,3 3,8 + 1,5 
Bezirksschornsteinfegermeister . 

13. Bundessteuerberaterkammer 28 0 0,0 0,0 +1-  0,0 
14. Bundesanstalt für Landwirtschaft 1.381 99 7,2 6,6 + 0,6 

und Ernährung  
15. Deutscher Weinfonds 19 1 5,3 10,0 - 4,7 
16. Bundesanstalt für Arbeit 94.575 7.997 8,5 8,6 - 0,1 
17. Bundesversicherungsanstalt für 23.373 1.231 5,3 4,9 + 0,4 

Angestellte 
18. Landesversicherungsanstalt 1.189 92 7,7 7,8 - 0,1 

Oldenburg-Bremen 
19. Gesamtverband der landwirt- 20 - - - - 

schaftlichen Alterskassen 
20. Landwirtschaftliche Alterskassen 194 10 5,2 9,8 - 4,6 
21. Gewerbliche 24.246 1.645 6,8 6,0 + 0,8 

Berufsgenossenschaft 
22. Landwirtschaftliche 941 39 4,1 4,4 - 0,3 

Berufsgenossenschaft 
23. Bundesbahn-Versicherungs- 284 21 7,4 8,6 - 1,2 

anstatt 
24. Bundesknappschaft 14.117 787 5,6 6,0 - 0,4 
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Dienststellen Zu zählende Besetzte Quote in % Beschäfti- Differenz 

Arbeitsplätze Arbeitsplätze zum gungsquote +/- in 

31.10.95 Vorjahr %-Punkten 

25. Bundesverband der 484 29 6,0 4,7 + 1,3 
Ortskrankenkassen 

26. Bundesverband der 406 29 7,1 6,3 + 0,8 
Betriebskrankenkassen   

27. Bundesverband der 237 10 4,2 5,5 - 1,3 
Innungskrankenkassen 

28. Kassenärztliche Bundesver- 180 12 6,7 8,2 - 1,5 
einigung 

29. Kassenzahnärztliche 69 4 6,0 6,6 - 0,6 
Bundesvereinigung 

30. Innungskrankenkassen 1.352 81 3,0 3,4 - 0,4 
Bielefeld, Braunschweig, Bremen, 
Freibug, Hamburg, Northeim- 
Worbis 

31. Bundesbahnbetriebskranken- 253 12 4,7 4,5 + 0,2 
kasse 

32. Angestellten-Ersatzkasse 45.575 1.627 3,6 3,5 + 0,1 
33. Arbeiter-Ersatzkassen 	. 2.178 95 4,4 3,6 + 0,8 
34. Bundesverband der landwirt- 52 3 6,0 6,0 +/-0,0 

schaftlichen Krankenkassen 
35. Landwirtschaftliche 361 24 6,6 6,6 +/- 0,0 

Krankenkassen 
36. Bundeseisenbahnvermögen 10.698 583 5,4 4,5 + 0,9 
37. Deutsche Bundesbank 16.779 999 6,0 5,9 + 0,1 

1995 251.718 16.090 6,4 - - 
1994 

 251.537 15.853 - 6,3 - 
Differenz zum Vorjahr 

+ 181 + 237 - - + 0,1 
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Anlage 1e 

Betreff: Schwerbehinderte im Öffentlichen Dienst des Bundes; 
hier: Entwicklung der Schwerbehindertenbeschäftigung bei den Bundesdienststellen vom 1. November 1994 bis 31. Oktober 1995 

Dienststellen Neueinstellungen darunter Neueinstellungen von Quote der neueingestellten Erstmalige Anerkennung als Schwerbe- Ausgeschiedene Schwerbeh./Gleichgest. 
davon Schwerbehinderten / Gleichgestellten Schwerbeh./Gleichgest im Verh. hinderte(r) / Gleichstellung bzw. Wegfall der SB- bzw. GL-Eigenschaft 

insgesamt 	männl. 	weibl. insgesamt 	männl. 	weibl. zu allen Neueinstellungen insgesamt 	männl. 	weibl. insgesamt 	männl. 	weibl. 

A. Bundesressorts 

BPrA 0 0 0 0 0 0 0 1 1 0 1 0 1 

BK 31 22 9 2 2 0 6,5 5 4 1 1 1 0 

Aus. Amt 70 19 51 2 1 1 2,9 13 8 5 15 12 3 

BMI 2.433 1.617 816 43 27 16 5,4 234 144 90 291 212 79 

BMJ 139 69 70 8 5 3 5,8 30 16 14 30 22 8 

BMF 2.334 1.264 1.070 175 100 75 7,5 312 223 89 443 362 81 

BMWi 409 252 157 16 10 6 3,9 41 27 14 67 53 14 

BML 250 87 163 18 10 8 7,2 34 20 14 47 27 20 

BMA 89 31 58 11 5 6 12,4 7 5 2 16 14 2 
BMVg 3.242 2.006 1.236 51 41 10 1,6 1.401 1.119 282 2.332 1.839 493 
BMFSFJ 70 37 33 12 7 5 17,1 12 8 4 10 6 4 
BMG 269 87 182 3 2 1 1,1 24 13 11 22 6 16 
BMV 1.084 746 338 57 43 14 5,3 185 156 29 276 234 42 
BMU 108 43 65 7 6 1 6,5 24 17 7 11 8 3 
BMPT 26 20 6 1 1 0 3,8 18 15 3 21 14 7 

BMBau 75 39 36 4 3 1 5,3 6 5 1 12 9 3 

BMBF 74 26 48 2 1 1 2,7 7 5 2 15 12 3 

BMZ 8 4 4 2 2 25,0 3 3 0 3 1 2 

BPA 13 7 6 0 0 0 0 10 3 7 10 5 5 

Zwischensumme I 10.724 6.376 4.348 414 266 148 2.367 1.792 575 3.623 2.837 786 
B. Sonstige Dienststellen  

BVerfG 11 4 7 3 1 2 27,3. 1 1 0 1 0 1 

BRH 31 12 19 2 0 2 6,5 5 4 1 5 3 2 
BT 46 19 27 3 1 2 6,5 19 14 5 17 14 3 
BR 9 2 7 0 0 0 0 1 0 1 0 0 0 
BGH/GBA 65 38 27 5 5 0 7,7 5 4 1 10 6 4 
BVerwG 19 11 8 1 0 1 5,3. 3 2 1 3 2 1 

BAG 11 5 6 1 0 1 9,1 2 1 1 4 4 0 

BSG 12 6 6 1 .0 1 8,3 1 1 0 2 0 2 

BFH 13 6 7 2 1 1 15,4 0 0 0 2 0 2 
Zwischensumme ll 217 103 114 18 8 10 37 27 10 44 29 15 
Gesamtsumme 10.941 6.479 4.462 432 274 158 2.404 1.819 585 3.667 2.866 801 

Zu den Neueinstellungen zählen auch in nicht unerheblichem Umfang Stellen von Vollzugsbeamten im Bereich des BMI und des BMF, auf denen Schwerbehinderte nicht beschäftigt werden können. 
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